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Antrag Fraktion SVP
vom 20. März 2024

Geschäft RG 225/2023: 1. Änderung der Verfassung des Kantons Solothurn (KV);
2. Totalrevision des Gesetzes über die Gebäudeversiche-
rung, Brandverhütung, Feuerwehr und Elementarschaden-
hilfe (Gebäudeversicherungsgesetz; GVG); 3. Änderung
des Gebührentarifs (GT)

§ 7 Abs. 1 (Ziff. I., Beschlussesentwurf 2) soll lauten:
Der Verwaltungsrat besteht aus neun Mitgliedern. die vom Regierungsrat nach fachlichen Kri-
terien sowie unter angemessener Berücksichtigung der unmittelbar betroffenen Verbände ge-
wählt werden. Der Regierungsrat regelt die Zusammensetzung in der Verordnung.

§ 7 Abs. 2 (Ziff. I., Beschlussesentwurf 2) soll lauten:
Den Vorsitz führt von Amtes wegen der zuständige Departementsvorsteher/die zuständige De-
partementsvorsteherin. Die übrigen Mitglieder werden proportional zur Sitzzahl im Kantonsrat
auf die im Kantonsrat vertretenen Parteien verteilt. Deren Fraktionen reichen dem Regierungs-
rat ihre Wahlvorschläge ein. Sie berücksichtigen dabei die fachliche Qualifikation

Begründung:
Repräsentation der Interessen: Die Mitglieder des Verwaltungsrats repräsentieren oft ver-
schiedene politische, soziale und wirtschaftliche Interessen und sollen sicherstellen, dass diese In-
teressen bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden

Legitimität und Vertrauen: Eine ausgewogene politische Zusammensetzung kann die Legiti-
mität und das Vertrauen in die Institution stärken, indem sie sicherstellt, dass die Entscheidungen
des Verwaltungsrats das Ergebnis eines breiten Konsenses und einer repräsentativen Vertretung
sind.

Transparenz und Rechenschaftspflicht: Eine politische Zusammensetzung, die verschiedene
politische Standpunkte und Perspektiven widerspiegelt, kann dazu beitragen, dass die Entschei-
dungsprozesse transparenter sind und die Mitglieder des Verwaltungsrats gegenüber der Öffent-
lichkeit rechenschaftspflichtig sind.

Ausgewogene Entscheidungsfindung: Durch die Einbeziehung verschiedener politischer
Standpunkte und Interessen kann der Verwaltungsrat fundiertere und ausgewogenere Entschei-
dungen treffen, die die Bedürfnisse und Anliegen einer breiten Palette von Interessengruppen
berücksichtigen.

Schutz vor politischer Einflussnahme: Eine ausgewogene politische Zusammensetzung kann
dazu beitragen, dass die Institution vor unangemessener politischer Einflussnahme geschützt ist,
indem sie sicherstellt, dass keine einzelne politische Partei oder Interessengruppe eine übermä-
ßige Kontrolle über die Entscheidungsfindung hat.


